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Mit einem Beitrag der 
H/W/S Dr. Pipping 
Rechtsanwaltsgesellschaft 

Liebe Leserinnen und Leser,

erneut hat das Oberlandesgericht 

Stuttgart der Klage einer Bausparerin 

gegen die Kündigung von Bauspar-

verträgen durch die Bausparkasse 

stattgegeben.

Zwei Bausparverträge waren zutei-

lungsreif, Bauspardarlehen wurden 

aber nicht beansprucht. Das Ge-

richt hielt die Kündigungen für un-

berechtigt und stellte fest, dass 

die Bausparkasse sich nicht auf die 

Rechtsnorm berufen kann, nach der 

ein Darlehensnehmer das Darlehen 

zehn Jahre nach dessen vollstän-

digem Empfang kündigen könne. 

Das Gesetz soll den Darlehensneh-

mer schützen, der dem Zinsbestim-

mungsrecht des Darlehensgebers 

ausgesetzt sei. Dieser Schutzzweck 

treffe auf das sog. Passivgeschäft 

der Bausparkassen nicht zu, weil 

diese die Vertragslaufzeiten in ihren 

Allgemeinen Bausparbedingungen 

selbst bestimmten.

Markus Weitmann

Aufwendungen des Arbeitnehmers für die 
Wege zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte sind Werbungskosten bei 
den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Arbeit. Zur Abgeltung dieser Aufwendun-
gen ist für jeden Arbeitstag, an dem der 
Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte 
aufsucht, eine Entfernungspauschale für 
jeden vollen Kilometer zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte von 0,30 
€ anzusetzen, höchstens jedoch 4.500 € 
im Kalenderjahr. Ein höherer Betrag als  
4.500 € ist anzusetzen, soweit der Arbeit-
nehmer einen eigenen oder ihm zur Nut-
zung überlassenen Kraftwagen benutzt.

Durch diese Entfernungspauschale sind 
sämtliche Aufwendungen abgegolten, die 
durch die Wege zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte entstehen (z. B. 
auch Parkgebühren für das Abstellen des 
Fahrzeugs während der Arbeitszeit). 

Diese Abgeltungswirkung gilt laut Bundes-
finanzhof ebenfalls für außergewöhnliche 
Kosten, wie z. B. Reparaturkosten infolge 
einer Falschbetankung des Fahrzeugs.

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz schließt 
sich dieser Rechtsprechung an und ent-
schied: Zu den durch die Entfernungspau-
schale abgegoltenen Unfallkosten zählen 

nicht nur Reparaturkosten eines Fahr-
zeugs, sondern auch Behandlungs- und 
Krankheitskosten, die durch einen Unfall 
auf der Fahrt zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte (mit-)verursacht wurden.

Allerdings lässt die Finanzverwaltung Un-
fallkosten, die auf der Fahrt zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ent-
stehen, weiterhin neben der Entfernungs-
pauschale zum Werbungskostenabzug zu. 
Betroffene sollten sich auf die Auffassung 
der Finanzverwaltung berufen.

Hinweis: Der Ansatz der Behand-
lungs- und Krankheitskosten als 

außergewöhnliche Belastung ist möglich, 
wenn die Kosten nicht als Werbungskos-
ten anerkannt wurden.

Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermie-
tungsobjekten sind als Werbungskosten 
abzugsfähig. 

Die Höhe der berücksichtigungsfähigen 
Aufwendungen richtet sich nach dem Um-
fang der Fahrten. Werden die Objekte nur 
gelegentlich aufgesucht, können die Auf-
wendungen in tatsächlicher Höhe oder mit 
0,30 € je gefahrenem Kilometer geltend 
gemacht werden.

Wenn die Objekte allerdings sehr häufig 
und mit einer gewissen Nachhaltigkeit 
angefahren werden, wird aus den auf-
gesuchten Objekten der Mittelpunkt der 
Vermietungstätigkeit. In derartigen Fällen 
sind die Aufwendungen nach einem Urteil 
des Bundesfinanzhofs nur mit der Ent-
fernungspauschale in Höhe von 0,30 € je 
Entfernungskilometer berücksichtigungs-
fähig.

Sind Unfallkosten durch die Entfernungspauschale 
abgegolten?

Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur Verwaltung 
von Vermietungsobjekten
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Abbruchkosten des alten sind Herstellungskosten 
eines neuen Gebäudes

Wenn ein Grundstück mit Gebäude be-
reits mit Abbruchabsicht erworben wur-
de, können die Abbruchkosten und der 
Restbuchwert des alten Gebäudes nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten abgezogen werden. Das Finanzgericht 
Düsseldorf bestätigte dies. 
Im Urteilsfall erwarb ein Steuerpflichtiger 
ein technisch/wirtschaftlich noch nicht 
verbrauchtes Gebäude. Schon vor dem Er-
werb hatte er die Absicht, das Gebäude ab-
zubrechen und an dieser Stelle ein neues 
Gebäude zu errichten. Das Finanzgericht 

vertritt die Auffassung, dass zwischen 
dem Abbruch des erworbenen Gebäudes 
und der Herstellung des neuen Gebäudes 
ein enger wirtschaftlicher Zusammenhang 
besteht. Dies rechtfertige es, die mit dem 
Abbruch verbundenen Aufwendungen als 
Herstellungskosten (nur jährliche Abset-
zung für Abnutzung) des neuen Gebäudes 
zu behandeln. Die Abbruchkosten dürfen 
deshalb nicht als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abgesetzt werden. Auch 
eine Absetzung für die außergewöhnliche 
Abnutzung des Restbuchwerts des abge-
brochenen Gebäudes ist nicht möglich.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Wenn ein Grundstück mit 
Gebäude ohne Abbruchabsicht er-

worben, dann aber doch abgerissen wur-
de, sind die Abbruchkosten und der Rest-
buchwert i. d. R. abziehbar.

Doppelte AfA bei Bebauung des Ehegattengrundstücks
Aus dem zugrunde liegenden Fall, den der 
Bundesfinanzhof (BFH) zu entscheiden 
hatte, lassen sich beträchtliche Vortei-
le aus der Absetzung für Abnutzung (AfA) 
ableiten.
Bebaut der Unternehmer ein betrieblich 
genutztes Grundstück, das ihm zusam-
men mit seinem Ehegatten gehört, sind 
Wertsteigerungen der dem Ehegatten ge-
hörenden Hälfte nicht einkommensteu-
erpflichtig. Wird das gemeinsame Grund-
stück später auf den Sohn, der den Betrieb 
des Vaters fortführt, übertragen, kann im 

Ergebnis für nur einmal angefallene Bau-
kosten die AfA zweimal beansprucht wer-
den.
Die übertragenen Wirtschaftsgüter, die 
dem Vater gehörten, waren mit den Buch-
werten aus den Bilanzen des Vaters fort-
zuführen. Die der Mutter zivilrechtlich 
gehörenden Gebäudeteile gingen schen-
kungshalber über und wurden in den Be-
trieb des Sohnes eingelegt. Die Einlage 
bewertete der Sohn mit dem aktuellen 
Teilwert, der deutlich höher lag als der 
Restbuchwert, der vom Vater übernommen 

wurde. So ergab sich die Möglichkeit zur 
Vornahme erneuter AfA-Beträge auf die 
vom Vater bereits nahezu abgeschriebe-
nen Gebäudeteile.
Diese Gestaltung hat der BFH gebilligt. 
Zugleich aber hat er klargestellt, dass für 
den Bilanzposten, der den eigenen Bau-
aufwand des Unternehmers für die Gebäu-
deteile des anderen Ehegatten verkörpert, 
keine Steuersubventionen beansprucht 
werden können, die gesetzlich nur für 
Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 
gewährt werden.

Bundesfinanzhof: 
Nachforderung von Umsatzsteuer 

in sog. Bauträgerfällen weiterhin 

ernstlich zweifelhaft

Hat ein Unternehmer Bauleistungen an 
Bauträger vor dem 15. Februar 2014 
ausgeführt, bleibt weiterhin ernstlich 
zweifelhaft, ob das Finanzamt die Um-
satzsteuer noch vom bauleistenden Un-
ternehmer nachfordern kann. Für vor die-
sem Datum ausgeführte Bauleistungen 
war die Verwaltung davon ausgegangen, 
dass Steuerschuldner der Empfänger der 
Bauleistungen war, auch wenn dieser die 
Bauleistung nicht wiederum zur Ausfüh-
rung einer Bauleistung verwendete (sog. 
Reverse Charge Verfahren). Nachdem der 
Bundesfinanzhof diese Auffassung ver-
worfen hat, fordern Bauträger die von 
ihnen an das Finanzamt gezahlte Um-
satzsteuer zurück. Das Finanzamt fordert 
in diesen Fällen die Umsatzsteuer nach-
träglich von dem Unternehmer an, der die 
Bauleistung erbracht hat. Diese Nachfor-
derung ist ernstlich zweifelhaft. Über ihre 
Rechtmäßigkeit wird der Bundesfinanz-
hof demnächst entscheiden müssen. Auf 
Antrag sind Nachforderungsbescheide 
von der Vollziehung auszusetzen.

Ermittlung eines Veräußerungsverlusts bei unentgeltlich erworbenen 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
kann auch ein Veräußerungsgewinn oder  
-verlust aus der Veräußerung von Antei-
len an einer Kapitalgesellschaft gehören. 
Voraussetzung dafür ist, dass der Veräu-
ßerer innerhalb der letzten fünf Jahre am 
Kapital der Gesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar zu mindestens 1 % beteiligt 
war. Hat der Veräußerer die Anteile inner-
halb der letzten fünf Jahre unentgeltlich 
erworben, reicht es für die Steuerpflicht, 
wenn der Rechtsvorgänger zu mindestens 
1 % am Kapital der Gesellschaft beteiligt 
war. Damit entsteht die Steuerpflicht für 
den Veräußerer selbst dann, wenn er am 
Kapital der Gesellschaft mit weniger als  
1 % beteiligt ist.

Veräußerungsgewinn oder -verlust ist 
der Betrag, um den der Veräußerungs-
preis nach Abzug der Veräußerungskos-
ten die Anschaffungskosten übersteigt. 
Ein Veräußerungsverlust kann bei unent-
geltlichem Erwerb der Anteile nur geltend 
gemacht werden, wenn auch der Rechts-
vorgänger den Verlust hätte geltend ma-
chen können.
Auf dieser gesetzlichen Grundlage hat das 
Finanzgericht Hamburg den Verlust eines 
Steuerpflichtigen als berücksichtigungs-
fähig angesehen, der sich aus dem nach-
folgend geschilderten Sachverhalt ergab.
Der Veräußerer K hatte von D unentgeltlich 
0,8 % der Anteile an einer GmbH erworben. 
D hielt bis dahin 100 % der Anteile. Kurz 

nach dem Erwerb veräußerte K die gerade 
erworbenen Anteile zum Zeitwert an eine 
GmbH, deren alleiniger Gesellschafter er 
war. Aus der Differenz zwischen den frü-
heren Anschaffungskosten des D und dem 
Veräußerungspreis des K ergab sich ein 
erheblicher Veräußerungsverlust.
Das Finanzamt hat gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Revision beim 
Bundesfinanzhof eingelegt.
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Gestärkt: Mieterschutz bei Eigenbedarfskündigung 
von Wohnungseigentum 
Das Landgericht Berlin hat in einer Ent-
scheidung darauf hingewiesen, dass 
eine auf den Eigenbedarf des Vermieters 
gestützte Kündigung von Mietwohnraum, 
sofern es sich um in Berlin gelegenes 
Wohnungseigentum handelt, während 
einer Sperrfrist von zehn Jahren ausge-
schlossen ist.
Zum 1. Oktober 2013 ist in Berlin eine 
Kündigungsschutzklausel Verordnung in 
Kraft getreten. Danach ist während einer 
Sperrfrist von zehn Jahren ab dem Zeit-
punkt der erstmaligen Veräußerung einer 
in Wohnungseigentum umgewandelten 
Wohnung eine Kündigung wegen Eigen-
bedarfs ausgeschlossen. Im Jahr 2009, 
also vor Inkrafttreten der Verordnung, 
hatte der Vermieter die in Wohnungsei-
gentum umgewandelte Wohnung erwor-
ben, die bereits Ende der 1970er Jahre an 
den Mieter vermietet worden war. Im April 
2014 kündigte der Vermieter das Mietver-
hältnis wegen Eigenbedarfs. Der Mieter 
akzeptierte die Kündigung nicht.
Nach Auffassung des Gerichts auch zu 
Recht. Die Kündigungsschutzklausel Ver-
ordnung ist wegen der überragenden Be-
deutung des Mieterschutzes auch dann 
anwendbar, wenn die Wohnung bereits 
vor dessen Inkrafttreten veräußert wor-

den ist. Zwar vertraue ein Vermieter bei 
Erwerb von Wohnungseigentum darauf, 
dass er nur nach Maßgabe der zu diesem 
Zeitpunkt bestehenden Vorschriften in 
seinen Verfügungsrechten über die Woh-
nung beschränkt werde. Diese Erwar-
tungshaltung müsse jedoch im Hinblick 
auf das Ziel, die Bevölkerung mit ausrei-
chendem Wohnraum zu angemessenen 
Bedingungen zu versorgen, zurücktreten.

Verdeckte Gewinnaus-
schüttung 
bei Teilwertabschreibung einer 

Darlehensforderung und Auswir-

kung auf Zinsforderung dazu

Eine Lieferung setzt nicht voraus, dass 
der Erwerber unmittelbaren Zugriff auf 
den gelieferten Gegenstand hat. Dies 
ergibt sich schon aus dem Gesetzes-
wortlaut, wonach „der Abnehmer oder 
in dessen Auftrag ein Dritter befähigt 
wird, in eigenem Namen über einen 
Gegenstand zu verfügen“. Damit ist 
auch eine Auslieferung an einen Drit-
ten (Zweiterwerber) eine Lieferung im 
umsatzsteuerlichen Sinne, obwohl der 
Abnehmer in diesem Fall selbst keine 
unmittelbare Zugriffsmöglichkeit auf 
den Liefergegenstand hat.

Steuerhinterziehung „in großem Ausmaß“ – 
Herabsetzung der Wertgrenze
Bundesgerichtshof ändert seine bisherige Rechtsprechung

Spätestens seit dem spektakulären 
„Hoeneß-Fall“ hat sich das Bewusstsein in 
der Bevölkerung geschärft, dass eine Steu-
erhinterziehung im deutschen Steuerrecht 
kein Kavaliersdelikt, sondern eine Straftat 
ist. Es drohen Geldstrafen und in besonders 
schweren Fällen Freiheitsstrafen bis zu zehn 
Jahren.
Ein besonders schwerer Fall
liegt gemäß § 370 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AO in der 
Regel vor, wenn der Täter in großem Ausmaß 
Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile erlangt hat.
Der BGH hat mit Urteil vom 27.10.2015 (1 StR 
373/15) in Abkehr von seiner bisherigen 
Rechtsprechung zur Bestimmung des „gro-
ßen Ausmaßes“ für den Fall der Steuerhin-
terziehung eine einheitliche Wertgrenze von 
€ 50.000 festgesetzt.
Bisher nahm der BGH eine Differenzierung 
hinsichtlich der Tathandlung vor, sodass 
die Wertgrenze im Falle des Verschwei-
gens steuererheblicher Tatsachen erst bei 

einem Hinterziehungsbetrag von mehr als  
€ 100.000 zum Tragen kam.
Auswirkungen in der Praxis:
Künftig spielt es keine Rolle mehr, auf wel-
che Art und Weise die Steuerverkürzung be-
wirkt worden ist. Ob der Täter dem Finanzamt 
Umsätze verschweigt, seine Buchhaltung 
entsprechend abstimmt und dadurch eine 
Steuerentlastung generiert oder ob er die-
ses Ziel durch Vortäuschen von Betriebs-
ausgaben erreicht, ist für den Taterfolg ohne 
Relevanz.
Die Herabsetzung der Wertgrenze führt im 
Ergebnis neben einer Strafverschärfung 
auch zu einer Verlängerung der strafrecht-
lichen Verjährungsfrist gemäß § 376 Abs. 1 
AO von fünf auf nunmehr zehn Jahre. Somit 
dürften zahlreiche scheinbar strafrechtli-
che verjährte Steuerhinterziehungen auf der 
Grundlage der geänderten Rechtsprechung 
weiterhin verfolgbar sein.
Wie sich diese Rechtsprechungsänderung 
auf die Wirksamkeit bereits eingereichter  

Selbstanzeigen und damit auf die Straffrei-
heit auswirkt, ist derzeit noch nicht geklärt. 
Hiervon könnten besonders diejenigen be-
troffen sein, die eine Selbstanzeige vor dem 
01.01.2015 eingereicht und lediglich Anga-
ben zu den damaligen strafrechtlich unver-
jährten Zeiträumen gemacht haben.
Im Rahmen der Erstattung einer Selbstan-
zeige sollte daher in den Fällen des „großen 
Ausmaßes“ im Zweifel statt einer fünfjähri-
gen eine zehnjährige strafrechtliche Ver-
jährungsfrist angenommen werden, so dass 
hierdurch Angaben nicht nur für zehn Jahre, 
sondern regelmäßig für zwölf oder dreizehn 
Jahre gemacht werden müssen.           

Andreas Loth
Rechtsanwalt, Steuerberater

Diplom-Finanzwirt (FH)

Die Forderung auf Rückzahlung eines Dar-
lehens und die Forderung auf Zahlung der 
vereinbarten Darlehenszinsen dazu sind ge-
trennt voneinander zu bilanzieren. Wird eine 
Wertberichtigung der Darlehensforderung 
als verdeckte Gewinnausschüttung beur-
teilt, führt dies nicht zwangsläufig dazu, 
dass die Zinsforderung nicht zu bilanzieren 
ist. Auch der Zinsanspruch ist zu aktivieren, 
dann ebenfalls abzuschreiben mit der Folge, 
dass sich auch hier eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung ergibt.

Umsatzsteuer: 
Zum Begriff „Lieferung“ im 

umsatzsteuerrechtlichen Sinne

€

lex i
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstel-
lung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage 
nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte statt-
dessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletz-

ten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vor-
angegangene Kalendervierteljahr.

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen wor-
den. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2016 für Juli und am 25.08.2016 für August)
an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderhei-
ten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen 
Tag nach Feiertagen fällt.

Termine Juli und August 2016
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuerart		  Fälligkeit Juni				    Fälligkeit Juli

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3	 11.07.2016				    10.08.2016

Umsatzsteuer 4		  11.07.2016				    10.08.2016

Ende der Schonfrist durch

	Ü berweisung1 	 17.07.2016				    15.08.2016

	 Scheck2	 08.07.2016				    05.08.2016		

Gewerbesteuer 							       15.08.2016

Grundsteuer 							       15.08.2016

Ende der Schonfrist durch

	Ü berweisung1 	 					     18.08.2016

	 Scheck2						      12.08.2016 

Sozialversicherung5		  27.07.2016				    29.08.2016

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag3	 Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der 		

		  darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 		

		  erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 		

		  zuständige Finanzamt abzuführen.

Grundstücksübertragung zwischen Geschwistern
kann grunderwerbsteuerbefreit sein
Grundstücksübertragungen zwischen Ge-
schwistern unterliegen grundsätzlich der 
Grunderwerbsteuer, während Übertragun-
gen zwischen Personen, die in gerader Li-
nie miteinander verwandt sind (z. B. Eltern 
und Kinder) von der Grunderwerbsteuer 
befreit sind. Die Befreiung gilt nach Auf-
fassung des Bundesfinanzhofs auch in den 
Fällen, in denen ein Elternteil (oder beide) 
ein Grundstück auf ein Kind mit der Auflage 

überträgt, einen Anteil an dem Grundstück 
auf Geschwister zu übertragen. In dem vom 
Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte 
der Vater ein Grundstück auf die Töchter 
mit der Verpflichtung übertragen, für den 
Fall der Geburt weiterer Kinder entspre-
chende Anteile auf diese zu übertragen. 
Im Gegensatz zum Finanzamt bejahte der 
Bundesfinanzhof die Grunderwerbsteuer-
befreiung.


